
 

 
 

 
 

 
  

 
      

 
         

 
 
      

 

       
     

 

     
 

 
       

 

      
 

 
    

     
 

     
  

 
        

      
 

    
      

 
      

   
   

 
 

Amtsblatt 
der 

Stadt Brilon / Hochsauerland 

Amtliches Veröffentlichungsorgan der Stadt Brilon 
Herausgeber: Stadt Brilon, Der Bürgermeister, Am Markt 1, 59929 Brilon 

Bezug durch die Stadtverwaltung, Fachbereich 1 

Nr. 13 Brilon, 01. Dezember 2021 Jahrgang 51 

I N H A L T : 

1) 103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon 
im Bereich der Kernstadt, Bereich “Streitfeld“ 

Erteilung der Genehmigung und Wirksamwerden gemäß § 6 (5) Baugesetzbuch 
(BauGB) 

2) Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 129 a "Streitfeld" 

Satzungsbeschluss und Inkrafttreten gemäß § 10 (1) und (3) Baugesetzbuch 
(BauGB) 

3) Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes 
„Bauhof der Stadt Brilon“ zum 31.12.2020 

4) Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtwerke Brilon 
AöR vom 31.12.2020 

5) Bekanntmachung über die öffentliche Zustellung gemäß § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes NW für Herrn Peter Michael Potisek 

6) Bekanntmachung des Landesvermessungsamtes Nordrhein-Westfalen betreffend 
Bedeutung und Schutz der trigonometrischen Punkte und der Nivellementpunkte 

7) Bekanntmachung der 14. Satzung vom 29.11.2021 zur Änderung der 
Gebührensatzung vom 22.12.1998 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Brilon (Abfallgebührensatzung) 



Bekanntmachung 

103. Änderung des wirksamen 
Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon 

im Bereich der Kernstadt, 
Bereich "Streitfeld" 

Erteilung der Genehmigung und Wirksamwerden 
gemäß§ 6 (5) Baugesetzbuch_(BauGB) 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 15. Juli 2021 folgenden Feststellungsbeschluss 
gefasst: 

„Der Rat beschließt den Entwurf der 103. Flächennutzungsplanänderung als 103. Änderung des 
wirksamen Flächennutzungsplanf)s der Stadt Brilon im Bereich der Kemstadt, Bereich 'Streiffeld~ 
nebst Begrtlndung mit Umweltbericht." 

Hiermit wird in analoger Anwendung des § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO) 
in der zurzeit gültigen Fassung bestätigt, dass der Wortlaut des vorstehenden Beschlusses mit dem 
Ratsbeschluss vom 15.07.2021 übereinstimmt und dass gemäß §-2 (1) und (2) BekanntmVO 
verfahren worden ist. 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat die 103. Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 BauGB mit 
Verfügung vom 02. November 2021, Az.: 35.02.20.01-002 genehmigt. Die Genehmigungsverfügung 
ist dieser Bekanntmachung als Anlage beigefügt. 

Jedermann kann die 103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes, die Begründung mit 
Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung nach § 6 a (1) BauGB im Rathaus Brilon, Am 
Markl 1, Fachbereich IV -Bauwesen-, Abteilung Stadtplanung, Zimmer 32, während der 
Dienststunden einsehen. Über deren Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

Ergänzend werden die 103. Flächennutzungsplanänderung mit ihren Bestandteilen und Anlagen und 
diese Bekanntmachung gemäß § 6 a (2) BauGB Ober das Internetportal der Stadtplanungsabteilung 
der Stadt Brilon · · · · 

• https: /lwww.stadtplanung-brilon.de 

unter der Rubrik ' Bauleitpläne", Unterpunkt ·"Rechtskräftige Bauleitpläne" zugänglich gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
. 

1. gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) In der zurzeit 
gültigen Fassung die Ver1etzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen ·und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

.. ./2 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigevelfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b} die Satzung oder sonstige ortsrechlliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c} der Bürgermeister hat den Ratsbes,chluss vorher beanstandet, 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

II. gemäß§ 215 (1) Nr. 1 bis 3 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung 

1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des§ 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
Ober das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach§ 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Brilon geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründet, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 
(2 a) beachtlich sind. 

Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes umfasst in der Gemarkung Brilon, Flur 8 die 
Flurstücke 470, 487, 486, 356 und 475. Die Gebietsabgrenzung der 
103. Flächennutzungsplanänderung ist aus dem dieser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan 
ersichtlich. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 103. Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 (5} BauGB 
rechtswirksam. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung der 103. Änderung des wirksamen 
Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich der Kernstadt, Bereich "Streitfeld", durch die 
Bezirksregierung Arnsberg wird hiermit angeordnet. 

Brilo_n, den 22. November 2021 

Der Bürgermeister 

q~
Dr. Bartsch 



Bezirksregierung 
Arnsberg ll 

Bezirksregiervl'lg Arnsberg• Postfach• 598 17 Arnsberg 

Gegen Empfangsbekenntnis 
Stadt Brilon 
Der Bürgermeister 
Am Markt 1 
59929 Brilon 

103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans der Stadt 
Brilon im Bereich der Kernstadt, Bereich "Streitfeld" 
Genehmigung gemäß § 6 BauGB 

Ihr Antrag auf Genehmigung vom 27.07.2021, 61.20.02.13-103 

Anlagen: Planurkunde, 2 Verfahrensakten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf Ihren o.g. Antrag genehmige ich die am 
15.07.2021 vom Rat der Stadt Brilon beschlossene 103. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Stadt Brilon im Bereich der Kernstadt, 
Bereich „Streitfeld" gemäß § 6 Abs. 1 BauGB. 

Bitte übersenden Sie mir einen Nachweis über die Bekanntmachung 
gemäß § 6 Abs. 5 BauGB, eine Ausfertigung des Plans und der 
Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß 
§ 6a Abs. 1 BauGB bis zum 06.12.2021 - möglichst in digitaler Form. 

Darüber hinaus bitte ich Sie, Ihr Siedlungsflächen-Monitoring dem 
geänderten Flächennutzungsplan anzupassen. 

Der Hochsauerlandkreis erhält eine Durchschrift dieser Genehmigung. 

Mit freundlichen Grüßen 

l}P•f ~ftrag , . 

T 4:v~ 
(Tanja flarbes) 

Dalum: 02. November 2021 
Seite 1 von 1 

Aktenzeichen: 
35.02.20.01-002 
bol Antwort bitte angeben 

Auskunft erteilt; 
Frau Gari>es 
IMja.gari>es@bra.nrw.de 
Telefon: 02931/82-2858 
Fa>: 02931/82-40165 

Dieostgebäude: 
5eibertzs1Jaße 2 
59821 Arnsberg 

Hauptsitz / Lieferadresse: 
Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg 

Telefon: 02931 82-0 

pos1Stel1e@bra.nrw.de 
www.bra.nrw.de 

SeMCG:zeiten: 
Mo-Do 08:30-12:00 Uhr 

13:30-16:00 Uhr 
Ft 08:30-14:00 Uhr 

Landeshaupll<asse NRW 
bei der Helaba: 
IBAN: 
DE59 3005 0000 0001 6835 15 
BIC: WELADEDD · 

Umsatzsteuer 10: 
DE12387867S 

fnformallonen zurVeca1beltun9 
Ihrer Daten finden Sie auf der 
folgenden fntemetsaite: 
hltps:/lwww.bra.nrw.de/lhemen/, 

ldalenschutz/ 

www.bra.nrw.de
mailto:pos1Stel1e@bra.nrw.de
mailto:IMja.gari>es@bra.nrw.de
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Bekanntmachung 

Bebauungsplan 
Brilon-Stadt Nr. 129 a 

"Streitfeld" 

Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
gemäß§ 10 (1) und (3) Baugesetz.buch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 15. Juli 2021 folgenden Beschluss gefasst: 

"Der Rat der Stadt Brilon beschließt den Entwurf des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 129 a 
"Streitfeld" gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung und die Begründung mit Umweltbericht in der 
zur Sitzung vorgelegten Fassung.• 

Hiermit wird in analoger Anwendung des § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fassung bestätigt, dass der Wortlaut des vorstehenden 
Beschlusses mit.dem Ratsbeschluss vom 15.07.2021 übereinstimmt und dass gemäß § 2 (1} 
und (2} BekanntmVO verfahren worden ist. 

Der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung kann von jedermann im Rathaus Brilon, Am Markt 1, 
Fachbereich IV -Bauwesen-, Abteilung Stadtplanung, Zimmer 32, während der Dienststunden 
eingesehen werden. Über seinen Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

Ergänzend wird das Planwerk mit seinen Bestandteilen und Anlagen gemäß § 1O a (2) BauGB 
über das Internetportal der Stadtplanungsabteilung der Stadt Blilon 

• https: //www.stadtplanung-brilon.de 

unter der Rubrik •Bauleitpläne·, Unterpunkt "Rechtskräftige Bauleitpläne" zugänglich gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass 

1. gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
zurzeit gültigen Fassung die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 
Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtllche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder sonstige ortsrechUiche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ·ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe,schluss vorher beanstandet, 
.. ./2 
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d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

II. gemäß§ 215 (1) Nr. 1 bis 3 BauGB In der zurzeit gülllgen Fassung 

1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des :§ 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis . des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schrifllich gegenüber der Stadt Brilon geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründet, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 (2 a) beachtlich sind. 

Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB über die Entschädigung der 
durch diesen Bebauungsplan entstehenden Vermögensnachtelle sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Das Plangebiet umfasst neben dem westlichen Bereich der ehemaligen Klärteiche (Gemarkung 
Brilon, Flur 8, Flurstück 470) und den südlich angrenzenden ·Grundstücken (Parzellen 487 und 
492) auch Teile der Straße Ostring (Parzellen 493, 484 und 483), die die südliche 
Plangebietsgrenze bildet. · 
Für d_en naturschutzrechtlichen Ausgleich werden außerhalb des Bebauungsplangebietes 
gelegene Teilflächen der Grundstücke Gemarkung Brilon, Flur 21, Flurstücke 251/204 und 
341/204 In Anspruch genommen. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
129 a wird um diese externen Kompensationsflächen erweitert. 

Die Abgrenzung des Bebauungsplangebietes und die Lage der externen Kompensationsflächen 
sind aus den beigefügten Übersichtsplänen ersichtlich. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 129 a 'Streitfeld" gemäß 
§ 10 (3) BauGB in Kra~ 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 129 a 
"Streitfeld" als Satzung wird hiermit angeordnet. 

Brilon, den 22. November 2021 

Der Bürgermeister 

l1.&~ 
Dr. Bartsch 



Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan 
Brilon Nr. 129a .Streitfeld" r----,
L---J Plangebiet 

ohne Maßstabstand 03. 01. 2020 
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Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 129a "Streitfeld" Übersichtsplan externe Kompensationsmaßnahmen 
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Bekanntmachung 

über die Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes ,,Bauhof der Stadt Brilon" 
zwn 31.12.2020 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 30.09.2021 den Jahresabschluss 2020 für den Bauhof 
wie folgt festgestellt: 

Bilanz in Aktiva und Passiva zum 3J.12.2020 1.569.977,43 € 

Ergebnis entsprechend Gewinn- und Verlustrechnung 33.! 10,98 € 

Das Jabresergcbnis ist aufneue Rechnung vorzutragen. 

Abschlleßender Vennerk der gpaNRW 

Die gpaNRW ist gemäß§ 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Arikel 10 Abs. l des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes Bauhof der Stadt 
Brilon. Zur· Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie sich der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible Treuberater GmbH, Düsseldorf; bedient. 

Diese hat mit Datum vom 06.08.2021 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

„Bestiitigung&'vermerk des unabhllngigen Absthlussprüfers 

An den Bauhofder Stadt Brilon, Brilon 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageherlchts 

PrOfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss für den Bauhofder Stadt Brilon, Brilon, - bestehend aus der Bilanz zum 
3 l.Dezember 2020 und der Gewinn- und V erlustrecbnung für das Wirtschaftsjahr vom l. Januar bis 
7.lllll 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht für den Bauhofder Stadt 
Brilon für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie 
den landesrecbtlichen Vorschriften ein den tatsäc.hlicben Verhältnissen entsprechendes Bild 
der vermögens-und Finanzlage des Betriebs zum 31. Dezember 2020 seiner Ertragslage für 
das \Virtschaftsjahr vom l. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericbt insgesamt ein unter Beachtung der landesrecbtlicben 
Vorschriften zutreffendes Bild vonderLagedes &:triebs. Inallen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HOB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen d.ie 
Ordnw1gsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt haL 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere PrUfung des Jahresabschlusses nnd des Lagebericbts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 106 GO NRW a.F. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Betrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen. handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übe.reinstimmung mit diese;, Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage fürunsere Priifungsu,teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Betriebsausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der der Vetmögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. Ferner ist 
der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die intemen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mitden 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses 2u ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten- falschen Darstellungen ist 

Bei der Aufätellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Betriebes zur Fottführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit de,· Fo,tfllhrung der Untemehmenstlltigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung de.r Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem ist der gese12liche Vertreter verantwortlich fiir die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bw1deslands Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt .. ferner ist 
der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines LageberichtS in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetl'iebsve.rordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 
(EigVO NRW) zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise fü1· die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die -Oberwacbung des Rechnungslegungsproz.esses des 
Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jalaresabscblusses und des 
Lagebericlats 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbea·bsichtigten - falschen Darstellunge11 ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von 



der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mildem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prtlfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (EigVo NRW) entspricht und die 
Chan·cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit§ 317 HGB und§ 106 GO NRW a.F. unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche DarstelluJlg stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vemiinftigerweise erwa,tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage diese 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher- beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
- falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prilfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen -höher 
als bei Unl'ichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prtifung des Lageberichts relevanten Vor.kehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind,jedoch nicht mitdem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
des Betriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetz.lichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter 
dargestellten geschätzten Werte und damit ·zusanunenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem gesetzlichen Vertreter 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fo1tführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten beseht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass e-ine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wirverpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebricht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvennerks erlangten Priifungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine 
Untemehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie den landesrechtlichcn 
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Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild de,· Vermögens-, Finanz. 
und Ertragslage des Betriebes vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm ve.nn.ittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den ·von dem gesetzlichen Vertl'eter dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebcricht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prlifungsnachweise vollziehen wir dabei :insbesondere die den zukunftsorientiel'fen Angaben 
von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhcb.liches unvenneidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientie11en Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Übenvachung Verantwortlichen unter anderem den geplante11 Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible 
Treuberater GmbH ausgewel'fet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgefülut. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk äes Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der VerordnUJ1g über die Durchführung der Jahresabschlussp1iifung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 

Herne, den 04.1 1.2021 

GPANRW 

Im Auftrag 

(Siegel) 
gez. Gregor Loges 

Der Jahresabschluss kann bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses bei den Stadtwerken 
Brilon, Keffelker Str. 27, 59929 Brilon, eingesehen werden. 

Brilon, den 12.11 .. 2021 
t ci 

I 

(Y ,.,,Der Bürgermeister 

I 
I 

(Dr. ChristofBartsch) 



Bekanntmachung 
über die Feststellung des Jahresabschlusses der 

Stadtwerke Brilon AöR vom 31.12.2020 

Der Verwaltungsrat der Stadtwerke Brilon AöR hat am 07.09.2021 den Jahresabschluss 
der Stadtwerke Brilon AöR für das Wirtschaftsjahr 2020 wie folgt festgestellt: 

Bilanz in Aktiva ·und Passiva 69.815.761,85 € 

Gewinn entsprechend Gewinn- und Verlustrechnung 1.476.095,80 € 

Aus dem Jahresergebnis Abwasserentsorgung ist ein Betrag In Höhe von 150.000,00 € 
an den Gesellschafter auszuzahlen. Der Restbetrag istauf neue Rechnung vorzutragen. 

Der Verwaltungsrat hat weiter die Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2020 
beschlossen. 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die Stadtwerke Brilon AöR, Brilon 

Prüfungsnrteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Brilon AöR. Brilon, - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden· - geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadtwerke Brilon AöR für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteiluug aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften der Kommunalunteme:hmensverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechHlchen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens,- und 
Finanzlage der Anstatt zum 31. Dezember 2020 sowie Ihrer Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Anstalt. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss. entspricht den Vorschriften der 
Kommunalunternehmensverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 
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i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat. 

GrUDdlage für die l'riifungsurtelle 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich.ts in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 114a Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvennerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der 
Anstalt unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen bandelsrechtlichen und 
berufsrechtlicben Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Beruf;,ptlichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zudienen. 

Verantwortung des Vorstands und des Verwaltungsrats für den Jahresabschluss und 
den Lageberieht 

Der Vorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vor­
~chriften der Kommunalunternehmensverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 
i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und daf'ur, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Vemältnisseo entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für­
die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchfülu:ung als notwendig bestimrot hat, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ennöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Vorstand dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unwmehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber· hinaus ist er dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Reehnungs!egungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

https://Lageberich.ts
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Außerdem ist der Vorstand verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den. Vorschriften der 
Kommunalunternehmensverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den 
einschlägigen deutschen, filr Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecbtlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstclll. Ferner ist der VorStand verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Kommunalunternehmensverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den 
einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften zu ennöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Anstalt zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. 

V crantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss a.ls Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, de11 
Vorschriften der Kommunalunternehmensverordnung des Bundeslandes Nordrhein­
Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und. die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvennerk zu erteilen, der unsere 
l'rüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit§ 317 HGB und§ 114a Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW') 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufüeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht. 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
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falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verslößen höher ats bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele­
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Ums!änden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Anstalt abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Vorstand angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkert der von dem Vorstand 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem Vorstand 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes · der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise. ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet. im BestätJgungsvermerk aui die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam.zu machen oder,

1 
fails diese Angaben unangemessen sind, unser jeweili!;!es Prüfun!,!Surteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 
Anstalt ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• ·beurteilen wir die Gesamtdarstellung. den Aufbau und den Inhalt des Jahresab­
schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstell1; dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhättnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz­
und Ertragslage der Ansialt vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem Vorstand dargestellten zukunfts­
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem Vorstand zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben w_lr nicht ab. Es 
besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

https://aufmerksam.zu
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Priifung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein­
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Düsseldorf, den 20. August 2021 

EversheimStuible Treuberater GmbH 
Wirtschaftspriifungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Friedrich Kempf 
W irtsch aftspriifer Wirtschaftsprüfer 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht kann bei den Stadtwerken Brilon AöR, Brilon, 
Keffelker Str. 27, bis zur Feststellung des nachfolgenden Jahresabschlusses eingesehen 
werden. 

Brilon, den 18.10.2021 

Der Bürgermeister Der Vorstand 

Dr. Christof Bartsch Axel Reuber 

s -(Dr. Christof Bartsch) (Ax I Reuber) 
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Stadt Brilon 
Der Bürgermeister 
Örtl. Ordnungsbehörde-~--..r--•-----

Bekanntmachung 

Öffentliche Zustellung gern. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes NW 

Für Herrn Peter Michael Potisek, -ohne festen Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland -, liegt ein Schreiben vom 25.10.2021 zur Abholung bereit 
(Aktenzeichen 32-LlmschG). 

Wegen des unbekannten Aufenthalts ·des Betroffenen war die Zustellung des 
Schreibens nicht möglich. Es wurde deshalb die öffentliche Zustellung gern.§ 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes NW angeordnet. 

Das Schreiben liegt in meinem Verwaltungsgebäude Bahnhofstraße 33, Zimmer 12, 
59929 Brilon, zur Entgegennahme vor. 

Dieses Schreiben gilt gern. §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 
12. August 2005 (BGBI. 1S. 2354), in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit 
§ 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz - LZG) vom 07. März 2006 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
NW S. 94/SGV. NW 2010) nach Ablauf von zwei Wochen - gerechnet vom Tag der 
Bekanntmachung- als zugestellt. 

Brilon, 25.10.2021 
Aktenzeie/ n: 32-LlmschG 

Im uftrag o T 
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STADT BRILON 
Der Bürgenneister Brilon, den 01.12.2021 

BEKANNTMACHUNG 

Folgende Mitteilung des Landesvermessungsamtes Nordrhein-Westfalen, Bonn, gebe ich hier­
mit bekannt: 

Bedeutung und Schutz der trigonometrischen Punkte und der Nivellementpunkte 

Trigonometrische Punkte und Nivellementpunkte sind Vermessungspunkte der Ober die Lan­
desfläche hinweg nach einheitlichen technischen Gesichtspunkten bestimmten Lage- und Hö­
henfestpunktfelder. Sie bilden die Grundlage der Landesvermessung. 

Die trigonometrischen Punkte (TP) sind Voraussetzung für die Herstellung und die laufende 
Ergänzung der Landkarten und der Katasterkarten. Auf ihnen beruhen der Nachweis und die 
Sicherheit der Grundstücksgrenzen im Liegenschaftskataster. 

Die TP sind entweder Bodenpunkte oder Hochpunkte. Die Bodenpunkte sind in der Regel durch 
vierkantig behauene Granitpfeiler Im Erdboden festgelegt. Sie tragen auf der Oberfläche ein 
Kreuz und an den Seiten die Buchstaben TP oder AP und ein Dreieck. 

Die Hochpunkte werden in der Regel durch einen Zielpunkt geeigneten Teil eines Bauwerks 
dargestellt, z. B. Kirchturmspitze, Fahnenstange eines Aussichtstunns, Achse eines Funkmas­
tes. 

Die Nivellementpunkte (NivP) dienen als Ausgangspunkte für die Höhenangaben in Landkarten 
und in Lageplänen aller Art. Auch für ingenieurtechnische Arbeiten, z. B. Straßen-, Kanal- und 
Brückenbau, werden sie verwendet. 

Die NivP sind durch Metallbolzen vermarl<t, die sich meist an den Außenwänden dauerhafter 
und standsicherer Gebäude befinden. Wo keine Gebäude vorhanden sind, werden die Bolzen in 
besonders gesetzten Festlegungspfeilem aus Granit oder Beton eingebracht. Der tannen-, ku­
gel- oder birnenförmige Kopf der Metallbolzen trägt meist die Inschrift "HP" (Höhenfestpunkt) 
oder "NivP". 

Die gesetzliche Grundlage für die Bestimmung, die Festlegung und den Schutz der TP und der 
NivP ist das Gesetz Ober die Landesvennessung und das Liegenschaftskataster (VermKatG 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.5.1990 (GV. NW. 1990 S. 360/SGV. NW. 
7134). 

Die Bestimmung der TP und der NivP ist eine schwierige technische Aufgabe, für die das Land 
hohe Kosten aufwendet. Wegen ihrer großen Bedeutung für die Allgemeinheit ist es deshalb 
sehr wichtig, dass ihre Vermarkungen unverändert erhalten bleiben. 

Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten von Grundstücken und Bauwerken, auf bzw. an 
denen TP oder NivP festgelegt sind, sowie Behörden und sonstige Stellen, die mit der Planung 
und Durchführung von Baumaßnahmen befasst sind, werden deshalb gebeten, für die unver­
sehrte Erhaltung, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken zu sor­
gen. Dies gilt auch für die Festlegungen (Bolzen, Schrauben, Kreuzschnitte usw.). die zur dau­
erhaften Punktbezeichnung in Straßen und Wegen angebracht sind. 



Insbesondere bei der Durchführung von Baumaßnahmen sollen die Vermessungspunkte vor 
Beschädigung oder Zerstörung geschützt werden (z. 8. durch einen Lattenbock). Beim Anbrin­
gen von Schildern, Briefkästen, Lampen, Automaten und dergl. ist darauf zu achten, dass· der 
Raum über dem Bolzen bis 3,1 m Höhe und jeweils 0,2 m nach beiden Seiten frei bleibt. 

Die Gefährdung eines trigonometrischen Punktes oder Nivellementpunktes ist unven:0glich der 
Katasterbehörde der zuständigen Stadt- bzw. Kreisverwaltung oder dem Landesvermessungs­
amt Nordrhein-Westfalen unter Angabe von Art, Umfang und Beginn der betreffenden Maß­
nahme mitzuteilen. In begründeten Fällen kann ein noch an seiner Stelle unverändert vorhan­
dener TP oder NivP verlegt werden. Die vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten rechtzeitig 
beantragte Verlegung, an der ein berechtigtes Interesse glaubhaft dargelegt wird, ist • im Ge­
gensatz zur Wiederherstellung bereits beschädigter oder zerstörter Vermessungspunkte • kos­
tenfrei. 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig Vermessungsmarken beschädigt, entfernt, ihren festen Stand 
gefährdet oder sie in anderer Weise unbrauchbar macht, handelt ordnungswidrig und kann zu 
einer Geldbuße bis 2.500 Euro herangezogen werden. Dies gilt auch für die Beschädigung oder 
Zerstörung von Sichtzeichen, die für die Dauer von Vermessungsarbeiten errichtet werden. 

Dr. Christof Bartsch 



14. Satzung 

vom 29.11.2021 

zur Änderung der Gebührensatzung vom 22.12.1998 zur Satzung über die 
Abfal.lentsorgung in der Stadt Brilon - Abfallgebührensatzung 

Aufgrund der §§ 7 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
· Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994, zuletzt geändert durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 11.04.2019 (GV NRW S. 202), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes {KrWG) vom 
24.02.2012 (BGBI 1 2012, S. 212ff), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2808), der§§ 2, 3, 5, 5a, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen {LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988 zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetztes vom 07.04.2017 (GV NRW S. 442) und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 23.01.2018 
(GV.NRW. S. 90), sowie der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Brilon vom 
22.12.1998, zuletzt geändert durch die 5. Anderungssatzung vom 07.10.2016, hat der Rat 
der Stadt Brilon in seiner Sitzung am 25.11.2021 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Der§ 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

§2 
Gebührt:nmaßstab und Gebührensatz. 

(1) Die Höhe der Abfallentsorgungsgebühren richtet sich nach der Zahl und der Größe 
der benutzten Müllgroßbehälter {MGB). Sie beträgt jährlich für jeden 

80-Ltr.-MGB grau 72,60€ 
120-Ltr.-MGB grau 96,48€ 
120-Ltr MGB grau Windeltonne 48,24€ 
240-Ltr.-MGB grau 167,88€ 

1.100-Ltr.-MGB grau 
- vierwöchentliche Abfuhr 1.005,84€ 
- zweiwöchentliche Abfuhr 1.884,24€ 
- wöchentliche Abfuhr 3.640,92€ 

120-Ltr.-MGB grün 94,80€ 
240-Ltr.-MGB grün 145,92 € 

120-Ltr.-MGB grün - Saisontonne·(8 Monate) 61,08€ 
240-Ltr.-MGB grün - Saisontonne (8 Monate) 94,44 € 

120-Ltr.-MGB blau 16,68 € 
240-Ltr.-MGB blau 16,68 € 

1.100-Ltr.-MGB blau 
-vierwöchentliche Abfuhr 233,64€ 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 14. Satzung vom 29.11.2021 zur Änderung der Gebührensatzung 
vom 22.12.1998 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Brilon -
Abfallgebührensatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung . fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt; 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Brilon, den 29.11.2021 

Der Bürgermeister: 

Dr. Bartsch 


